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4. Verordnungstext

ERSTER TEIL
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

TITEL I
GEGENSTAND,  ANWENDUNGSBEREICH 

UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
Artikel 1

Anwendungsbereich
Diese Verordnung legt einheitliche Regeln für allgemeine Aufsichtsanforderungen fest, die 
im Rahmen der Richtlinie 2013/36/EU beaufsichtigte Institute im Hinblick auf folgende 
Punkte erfüllen müssen:
a) Eigenmittelanforderungen im Hinblick auf vollständig quantifi zierbare, einheitliche 

und standardisierte Komponenten von Kredit-, Markt-, operationellem und Abwick-
lungsrisiko,

b) Vorschrift en zur Begrenzung von Großkrediten,
c) nach Inkraft treten des in Artikel 460 genannten delegierten Rechtsakts Liquiditäts-

anforderungen im Hinblick auf vollständig quantifi zierbare, einheitliche und stan-
dardisierte Komponenten des Liquiditätsrisikos,

d) Berichtspfl ichten hinsichtlich der Buchstaben a bis c und hinsichtlich der Verschul-
dung,

e) Off enlegungspfl ichten.
Diese Verordnung gilt nicht für die Bekanntmachungspfl ichten der zuständigen Behörden 
im Bereich der Aufsichtsvorschrift en und der Beaufsichtigung von Instituten gemäß der 
Richtlinie 2013/36/EU.

Novelle 2017:
Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung legt einheitliche Regeln für allgemeine Aufsichtsanforderungen fest, die 
im Rahmen der Richtlinie 2013/36/EU beaufsichtigte Institute, Finanzholdinggesellschaft en 
und gemischte Finanzholdinggesellschaft en in folgenden Punkten erfüllen müssen:
a) Eigenmittelanforderungen im Hinblick auf vollständig quantifi zierbare, einheitliche 

und standardisierte Komponenten von Kredit-, Markt-, operationellem und Abwick-
lungsrisiko;

b) Vorschrift en zur Begrenzung von Großkrediten;
c) Liquiditätsanforderungen im Hinblick auf vollständig quantifi zierbare, einheitliche 

und standardisierte Komponenten des Liquiditätsrisikos;
d) Meldepfl ichten hinsichtlich der Buchstaben a, b und c sowie hinsichtlich der Verschul-

dung,
e) Off enlegungspfl ichten.
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Diese Verordnung legt einheitliche Regeln hinsichtlich der Anforderungen an Eigenmittel 
und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten fest, die Abwicklungseinheiten, bei denen es 
sich um global systemrelevante Institute (G-SRI) handelt oder die Teil von G-SRI sind, sowie 
bedeutende Tochterunternehmen von Nicht-EU-G-SRI erfüllen müssen.
Diese Verordnung gilt nicht für die Bekanntmachungspfl ichten der zuständigen Behörden 
im Bereich der Aufsichtsvorschrift en und der Beaufsichtigung von Instituten gemäß der 
Richtlinie 2013/36/EU.“

Artikel 2
Aufsichtsbefugnisse

Um die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung zu gewährleisten, werden die 
zuständigen Behörden mit den in der Richtlinie 2013/36/EU genannten Befugnissen aus-
gestattet und wenden die in dieser Richtlinie beschriebenen Verfahren an.

Novelle 2017:
Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2
Aufsichtsbefugnisse

1. Um die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung zu gewährleisten, werden die 
zuständigen Behörden mit den in der Richtlinie 2013/36/EU und in dieser Verordnung 
genannten Befugnissen ausgestattet und wenden die darin beschriebenen Verfahren 
an.

2. Um die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung zu gewährleisten, werden die 
Abwicklungsbehörden mit den in der Richtlinie 2014/59/EU und in dieser Verordnung 
genannten Befugnissen ausgestattet und wenden die darin beschriebenen Verfahren 
an.

3. Um die Einhaltung der Anforderungen an die Eigenmittel und berücksichtigungsfä-
higen Verbindlichkeiten zu gewährleisten, arbeiten die zuständigen Behörden und die 
Abwicklungsbehörden zusammen.“

Artikel 3
Anwendung strengerer Anforderungen durch Institute

Diese Verordnung hindert Institute nicht daran, mehr Eigenmittel und Eigenmittelkom-
ponenten zu halten als in dieser Verordnung gefordert oder strengere als die in dieser 
Verordnung festgelegten Maßnahmen anzuwenden.

Kommentierung:
Kommentar zu Artikel 1 bis 3: Gegenstand und Anwendungsbereich
1. Grundlagen:
In der Richtlinie 2013/36/EU wird festgelegt, welche der folgenden Punkte von den beaufsichtigten Institu-
ten erfüllt werden müssen. Die Umsetzung der Richtlinie erfolgt durch das BWG mit dem BGBl. I 184/2013.
Diese Richtlinie legt Vorschriften für folgende Bereiche fest:
a. Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und Wertpapierfi rmen (im Folgenden „Institute“),
b. Aufsichtsbefugnisse und Instrumente für die Beaufsichtigung von Instituten durch die zuständigen 

Behörden,
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c. Beaufsichtigung von Instituten durch die zuständigen Behörden in einer Weise, die mit den Bestimmun-
gen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vereinbar ist,

d. Veröffentlichungspfl ichten für die im Bereich der Aufsichtsvorschriften und der Beaufsichtigung von 
Instituten zuständigen Behörden.

Die CRR regelt die Berechnungsbasis, Berechnungsmethoden, Berechnungsformeln und Informations-
pfl ichten für:
1. Typen von Eigenmitteln,
2. Eigenmittelforderungen,
3. Großkredite,
4. Kreditrisiken,
5. Liquidität,
6. Verschuldung,
7. Offenlegung.
2. Berechnung:
Die Institute berechnen wie folgt:
1. auf Einzelbasis

a) Kreditinstitute
b) Wertpapierfi rmen

2. auf konsolidierter Basis
a) Mutterinstitute
b) (gemischte) Mutterfi nanzholding

3. WAIVER-Regelungen:
Die zuständigen Behörden können für verschiedene Anlassfälle Ausnahmen von den Anwendungen der 
Aufsichtsanforderungen zeitlich beschränkt oder dauerhaft einräumen. Die Ausnahmen können nur dann 
eingeräumt werden, wenn die dafür erforderlichen Anforderungen erfüllt werden.
In der CRR sind folgende Ausnahmen möglich:
Art. 7 Ausnahmen von der Anwendung der Aufsichtsanforderungen auf Einzelbasis.
Art. 8 Ausnahmen von der Anwendung der Liquiditätsanforderungen auf Einzelbasis.
Art. 10 Ausnahmen für Kreditinstitute, die einer Zentralorganisation ständig zugeordnet sind.
Art. 15 Ausnahmen von der Anwendung der Eigenmittelanforderungen auf konsolidierter Basis für Wert-
papierfi rmengruppen.
Art. 16 Ausnahmen für die Anwendung der Anforderungen hinsichtlich der Verschuldungsquote auf konso-
lidierter Basis auf Wertpapierfi rmengruppen.
Die WAIVER-Regelungen defi nieren die Ausnahmen bei der Berechnung. Für die Berechnungen auf Einzel-
basis sind folgende Ausnahmen für die einzelnen Anwendungsbereiche vorgesehen:

Institute
Eigen-
mittel

Eigen-
mittelan-
forderun-

gen

Groß-
kredite

Kredit-
risiken

Liquidität
Verschul-

dung

Tochterunternehmen (im 
Rahmen der konsolidierten 
Beaufsichtigung)

x x x x

(gemischte) Finanzholding-
gesellschaft (Mutterunter-
nehmen im gleichen Mit-
gliedsstaat wie das Institut)

x x x x
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Institute
Eigen-
mittel

Eigen-
mittelan-
forderun-

gen

Groß-
kredite

Kredit-
risiken

Liquidität
Verschul-

dung

Mutterunternehmen in einem 
Mitgliedsstaat 

x x x x

Institut und seine Tochter-
unternehmen (zusammen-
gefasste Liquiditätsunter-
gruppe)

x x

Wertpapierfi rmen (Befrei-
ungsmöglichkeit)

x

Einer Zentralorganisation zu-
geordnete Institute

x x x x x x

Ausnahmen auf konsolidierter Basis gemäß Artikel 15 und 16 sind für Wertpapierfi rmengruppen hinsichtlich 
der Eigenmittelanforderungen und hinsichtlich der Verschuldung möglich.
4. Aufsichtsbefugnisse:
Gemäß § 69 Abs. 1 BWG ist die FMA verpfl ichtet, die folgenden Institute zu überwachen und dabei auf das 
volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfähigen Bankwesen und an der Finanzmarktstabilität 
Bedacht zu nehmen:
1. Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 BWG.
2. Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 BWG, die im Wege der Niederlassungs- oder Dienstleistungsfreiheit 

in anderen Mitgliedsstaaten tätig werden, nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 BWG.
3. In einem Mitgliedsstaat zugelassene CRR-Kreditinstitute, die ihren Sitz im betreffenden Mitgliedsstaat 

haben und im Wege der Niederlassungs- oder der Dienstleistungsfreiheit in Österreich tätig werden, 
nach Maßgabe des § 15 BWG.

4. In einem Mitgliedsstaat niedergelassene CRR-Finanzinstitute, die im Wege der Niederlassungs- oder 
Dienstleistungsfreiheit in Österreich tätig werden, nach Maßgabe des § 17 BWG.

5. Repräsentanten von Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedsstaat oder einem Drittland nach Maßgabe 
des § 73 BWG.

6. Finanzholdinggesellschaften gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 20 CRR.
 Gemischte Finanzholdinggesellschaften gemäß § 2 Z 15 FKG.
Die Beaufsichtigung umfasst:
§ 69 Abs. 2 Z 1 bis 3 und Abs. 3:
„(2) Die FMA hat zu beaufsichtigen:
1. Unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der betriebenen Bankgeschäfte der 

Kreditinstitute und Kreditinstitutsgruppen die Angemessenheit des Kapitals und der Liquidität, welches 
zur quantitativen und qualitativen Absicherung aller wesentlichen bankgeschäftlichen und bankbetrieb-
lichen Risiken zur Verfügung steht, sowie die Angemessenheit der Verfahren gemäß § 39 Abs. 1 und 
2 und § 39a, insbesondere unter Berücksichtigung der in § 39 Abs. 2b angeführten Risiken;

2. das systemische Risiko (§ 2 Z 41), die von einem Kreditinstitut für die Stabilität des Finanzsystems unter 
Berücksichtigung des systemischen Risikos oder gegebenenfalls der Empfehlung des Europäischen 
Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) ausgeht;

3. unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der betriebenen Bankgeschäfte der 
Kreditinstitute und der Kreditinstitutsgruppen die anhand von Stresstests ermittelten Risiken.

(3) Die Aufsichtstätigkeit der FMA hat auch die Begrenzung des Zinsänderungsrisikos zu umfassen, dem 
die Kreditinstitute bei nicht unter das Handelsbuch fallenden Geschäften ausgesetzt sind. Bei Kreditinstitu-
ten, deren wirtschaftlicher Wert bei einer plötzlichen und unerwarteten Zinsänderung, deren Höhe von der 
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FMA festzulegen ist und die nicht von Kreditinstitut zu Kreditinstitut variieren darf, um mehr als 20 vH ihrer 
Eigenmittel absinkt, hat die FMA Maßnahmen zu ergreifen.“

Artikel 4
Begriff sbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
1. ‚Kreditinstitut‘ ein Unternehmen, dessen Tätigkeit darin besteht, Einlagen oder an-

dere rückzahlbare Gelder des Publikums entgegenzunehmen und Kredite für eigene 
Rechnung zu gewähren;

2. ‚Wertpapierfi rma‘ eine Person im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 der Richt-
linie 2004/39/EG, die den Vorschrift en jener Richtlinie unterliegt, mit Ausnahme von
a) Kreditinstituten;
b) lokalen Firmen;
c) Firmen, denen nicht erlaubt ist, die in Abschnitt B Nummer 1 der Richtlinie 

2004/39/EG genannte Nebendienstleistung zu erbringen, die lediglich eine oder 
mehrere der in Anhang I Abschnitt A Nummern 1, 2, 4 und 5 jener Richtlinie 
genannten Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten erbringen und 
die weder Geld noch Wertpapiere ihrer Kunden halten dürfen, und deshalb zu 
keinem Zeitpunkt Schuldner dieser Kunden sein können;

Richtlinie 2004/39/EG, Artikel 4, Absatz 1, Nummer 1:
1. Wertpapierfi rma: jede juristische Person, die im Rahmen ihrer üblichen berufl ichen 

oder gewerblichen Tätigkeit gewerbsmäßig eine oder mehrere Wertpapierdienstleis-
tungen für Dritte erbringt und/oder eine oder mehrere Anlagetätigkeiten ausübt.

Richtlinie 2004/39/EG, Anhang I, Abschnitt B, Nummer 1:

Abschnitt B
Nebendienstleistungen

1. Verwahrung und Verwaltung von Finanzinstrumenten für Rechnung von Kun-
den, einschließlich der Depotverwahrung und verbundener Dienstleistungen wie 
Cash-Management oder Sicherheitenverwaltung

Richtlinie 2004/39/EG, Anhang I:

LISTE DER DIENSTLEISTUNGEN UND TÄTIGKEITEN UND 
 FINANZINSTRUMENTE

Abschnitt A
Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten

1. Annahme und Übermittlung von Auft rägen, die ein oder mehrere Finanzinstru-
ment(e) zum Gegenstand haben

2. Ausführung von Auft rägen im Namen von Kunden
3. Handel für eigene Rechnung
4. Portfolio-Verwaltung
5. Anlageberatung

3. ‚Institut‘ ein Kreditinstitut oder eine Wertpapierfi rma;
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4. ‚lokale Firma‘ eine Firma, die auf Finanztermin- oder Options- oder anderen De-
rivatemärkten und auf Kassamärkten für eigene Rechnung mit dem alleinigen Ziel 
der Absicherung von Positionen auf Derivatemärkten tätig ist oder die für Rechnung 
anderer Mitglieder dieser Märkte handelt und die über eine Garantie seitens der 
Clearingmitglieder der genannten Märkte verfügt, wobei die Verantwortung für die 
Erfüllung der von einer solchen Firma abgeschlossenen Geschäft e von Clearingmit-
gliedern der selben Märkte übernommen wird;

5. ‚Versicherungsunternehmen‘ ein Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 
Nummer 1 der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2009 betreff end die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- 
und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II)29;

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 13, Nummer 1:
1.  „Versicherungsunternehmen“ ein direktes Lebensversicherungs- oder Nichtlebens-

versicherungsunternehmen, das eine Zulassung gemäß Artikel 14 erhalten hat;

6. ‚Rückversicherungsunternehmen‘ ein Rückversicherungsunternehmen im Sinne des 
Artikels 13 Nummer 4 der Richtlinie 2009/138/EG;

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 13, Nummer 4:
4.  „Rückversicherungsunternehmen“ ein Unternehmen, das gemäß Artikel 14 eine 

Zulassung zur Ausführung von Rückversicherungstätigkeiten besitzt;

7. ‚Organismus für gemeinsame Anlagen‘ und ‚OGA‘ einen Organismus für gemeinsame 
Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Sinne des Artikels 1 Nummer 2 der Richtlinie 
2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordi-
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrift en betreff end bestimmte Organismen 
für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW)30, einschließlich – sofern nicht 
anders festgelegt – Unternehmen eines Drittlandes, die ähnliche Tätigkeiten ausüben, 
wobei diese Tätigkeiten einer Beaufsichtigung gemäß dem Unionsrecht oder dem 
Recht eines Drittlandes unterliegen, das aufsichtliche und rechtliche Anforderungen 
vorsieht, die denen der Union zumindest gleichwertig sind, einen AIF im Sinne des 
Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investment-
fonds31 oder einen Nicht-EU-AIF im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe aa jener 
Richtlinie;

Richtlinie 2009/65/EG, Artikel 1, Nummer 2:
(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie und vorbehaltlich des Artikels 3 bezeichnet der 
Ausdruck „OGAW“ Organismen,
a) deren ausschließlicher Zweck es ist, beim Publikum beschafft  e Gelder für gemein-

same Rechnung nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Wertpapieren und/oder 
anderen in Artikel 50 Absatz 1 genannten liquiden Finanzanlagen zu investieren, 
und

29 ABl. L 335 vom 17.12.2009, S. 1.
30 ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 32.
31 ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1.
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b) deren Anteile auf Verlangen der Anteilinhaber unmittelbar oder mittelbar zu Las-
ten des Vermögens dieser Organismen zurückgenommen oder ausgezahlt werden. 
Diesen Rücknahmen oder Auszahlungen gleichgestellt sind Handlungen, mit denen 
ein OGAW sicherstellen will, dass der Kurs seiner Anteile nicht erheblich von deren 
Nettoinventarwert abweicht.

Die Mitgliedstaaten können eine Zusammensetzung der OGAW aus verschiedenen 
Teilfonds genehmigen.

Richtlinie 2011/61/EU, Artikel 4, Absatz 1, Buchstabe a:
a) „AIF“ ist jeder Organismus für gemeinsame Anlagen einschließlich seiner Teilfonds, 

der
i) von einer Anzahl von Anlegern Kapital einsammelt, um es gemäß einer fest-

gelegten Anlagestrategie zum Nutzen dieser Anleger zu investieren, und
ii) keine Genehmigung gemäß Artikel 5 der Richtlinie 2009/65/EG benötigt.

Novelle 2017:
Artikel 4 wird wie folgt geändert:
Absatz 1 Nummer 7 erhält folgende Fassung:
„7. „Organismus für gemeinsame Anlagen“ und „OGA“ einen Organismus für gemeinsame 

Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Sinne des Artikels 1 Nummer 2 der Richtlinie 
2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates32 oder einen AIF im Sinne 
des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates33;“

8. ‚öff entliche Stelle‘ eine Verwaltungseinrichtung ohne Erwerbszweck, die Zentralstaa-
ten, regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft en oder Behörden, die die gleichen 
Aufgaben wie regionale und lokale Behörden wahrnehmen, unterstehen oder ein im 
Besitz von Zentralstaaten oder regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft en be-
fi ndliches oder von diesen errichtetes und gefördertes Unternehmen ohne Erwerbs-
zweck, für das eine einer ausdrücklichen Garantie gleichstehende Haft ung gilt, und 
kann selbstverwaltete Einrichtungen des öff entlichen Rechts, die einer öff entlichen 
Beaufsichtigung unterliegen, einschließen;

9. ‚Leitungsorgan‘ ein Leitungsorgan im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 7 der 
Richtlinie 2013/36/EU;

Richtlinie 2013/36/EU, Artikel 3, Absatz 1, Nummer 7:
7. „Leitungsorgan“ das Organ oder die Organe eines Instituts, das (die) nach natio-

nalem Recht bestellt wurde (wurden) und befugt ist (sind), Strategie, Ziele und Ge-
samtpolitik des Instituts festzulegen und die Entscheidungen der Geschäft sleitung 
zu kontrollieren und zu überwachen, und dem die Personen angehören, die die 
Geschäft e des Instituts tatsächlich führen,

32 Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschrift en betreff end bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapie-
ren (OGAW) (ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 32).

33 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alterna-
tiver Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen 
(EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).
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10. ‚Geschäft sleitung‘ eine Geschäft sleitung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 
9 der Richtlinie 2013/36/EU;

Richtlinie 2013/36/EU, Artikel 3, Absatz 1, Nummer 9:
9. „Geschäft sleitung“ die natürlichen Personen, die in einem Institut Geschäft sfüh-

rungsaufgaben wahrnehmen und für das Tagesgeschäft  des Instituts verantwortlich 
und gegenüber dem Leitungsorgan rechenschaft spfl ichtig sind,

11. ‚Systemrisiko‘ das Systemrisiko im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 10 der 
Richtlinie 2013/36/EU;

Richtlinie 2013/36/EU, Artikel 3, Absatz 1, Nummer 10:
10. „Systemrisiko“ das Risiko einer Störung des Finanzsystems mit möglicherweise 

schwerwiegenden negativen Auswirkungen auf das Finanzsystem und die Real-
wirtschaft ,

12. ‚Modellrisiko‘ das Modellrisiko im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 11 der 
Richtlinie 2013/36/EU;

Richtlinie 2013/36/EU, Artikel 3, Absatz 1, Nummer 11:
11. „Modellrisiko“ den potenziellen Verlust, der einem Institut als Folge von Entschei-

dungen entsteht, die sich grundsätzlich auf das Ergebnis interner Modelle stützen 
könnten, wenn diese Modelle Fehler bei der Konzeption, Ausführung oder Nutzung 
aufweisen,

13. ‚Originator‘ ein Unternehmen, das
a) selbst oder über verbundene Unternehmen direkt oder indirekt an der ursprüng-

lichen Vereinbarung beteiligt war, die die Verpfl ichtungen oder potenziellen 
Verpfl ichtungen des Schuldners bzw. potenziellen Schuldners begründet hat, 
durch die die Risikoposition entsteht, die nun Gegenstand der Verbriefung ist, 
oder

b) Risikopositionen eines Dritten auf eigene Rechnung erwirbt und dann verbrieft ;
14. ‚Sponsor‘ ein Institut, das kein Originator ist und das ein Programm forderungsge-

deckter Geldmarktpapiere oder ein anderes Verbriefungsprogramm, bei dem Risi-
kopositionen Dritter angekauft  werden, aufl egt und verwaltet;

15. ‚Mutterunternehmen‘
a) ein Mutterunternehmen im Sinne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83/349/EWG,
b) für die Zwecke von Titel VII Kapitel 3 und 4 Abschnitt 2 und Titel VIII der Richt-

linie 2013/36/EU und Teil 5 dieser Verordnung ein Mutterunternehmen im Sinne 
des Artikels 1 Absatz 1 der Richtlinie 83/349/EWG sowie jedes Unternehmen, das 
tatsächlich einen beherrschenden Einfl uss auf ein anderes Unternehmen ausübt;

Richtlinie 83/349/EWG, Artikel 1 und 2:

Artikel 1
(1) Die Mitgliedstaaten schreiben jedem ihrem Recht unterliegenden Unternehmen vor, 
einen konsolidierten Abschluß und einen konsolidierten Lagebericht zu erstellen, wenn 
dieses Unternehmen (Mutterunternehmen)
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a) die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschaft er eines Unterneh-
mens (Tochterunternehmens) hat

 oder
b) das Recht hat, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf-

sichtsorgans eines Unternehmens (Tochterunternehmens) zu bestellen oder abzu-
berufen und gleichzeitig Aktionär oder Gesellschaft er dieses Unternehmens ist

 oder
c) das Recht hat, auf ein Unternehmen (Tochterunternehmen), dessen Aktionär oder 

Gesellschaft er es ist, einen beherrschenden Einfl uß aufgrund eines mit diesem 
Unternehmen geschlossenen Vertrags oder aufgrund einer Satzungsbestimmung 
dieses Unternehmens auszuüben, sofern das Recht, dem dieses Tochterunternehmen 
unterliegt, es zuläßt, daß dieses solchen Verträgen oder Satzungsbestimmungen 
unterworfen wird. Die Mitgliedstaaten brauchen nicht vorzuschreiben, daß das 
Mutterunternehmen Aktionär oder Gesellschaft er des Tochterunternehmens sein 
muß. Mitgliedstaaten, deren Recht derartige Verträge oder Satzungsbestimmungen 
nicht vorsieht, sind nicht gehalten, diese Bestimmungen anzuwenden

 oder
d) Aktionär oder Gesellschaft er eines Unternehmens ist und

aa) allein durch die Ausübung seiner Stimmrechte die Mehrheit der Mitglieder des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans dieses Unternehmens (Tochter-
unternehmens), die während des Geschäft sjahres sowie des vorhergehenden 
Geschäft sjahres bis zur Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Amt sind, 
bestellt worden sind,

 oder
bb) aufgrund einer Vereinbarung mit anderen Aktionären oder Gesellschaft ern 

dieses Unternehmens allein über die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre 
oder Gesellschaft er dieses Unternehmens (Tochterunternehmens) verfügt. Die 
Mitgliedstaaten können nähere Bestimmungen über Form und Inhalt einer 
solchen Vereinbarung

 treff en.
 Die Mitgliedstaaten schreiben mindestens die unter Unterbuchstabe bb) angeführte 

Regelung vor.
 Sie können die Anwendung von Unterbuchstabe aa) davon abhängig machen, daß 

auf die Beteiligung 20 % oder mehr der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesell-
schaft er entfallen.

 Unterbuchstabe aa) fi ndet jedoch keine Anwendung, wenn ein anderes Unterneh-
men gegenüber diesem Tochterunternehmen die Rechte im Sinne der Buchstaben 
a), b ) oder c) hat .

(2) Außer in den in Absatz 1 bezeichneten Fällen können die Mitgliedstaaten jedem 
ihrem Recht unterliegenden Unternehmen die Aufstellung eines konsolidierten Ab-
schlusses und eines konsolidierten Lageberichts vorschreiben, wenn:
a) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) einen beherrschenden Einfl uss auf oder 

die Kontrolle über ein anderes Unternehmen (Tochterunternehmen) ausüben kann 
oder tatsächlich ausübt oder

b) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) und ein anderes Unternehmen (Toch-
terunternehmen) unter einheitlicher Leitung des Mutterunternehmens stehen.
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Artikel 2
(1) Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b) und d) sind den 
Stimm-, Bestellungs- oder Abberufungsrechten des Mutterunternehmens die Rechte 
eines anderen Tochterunternehmens oder einer Person, die in eigenem Namen, aber für 
Rechnung des Mutterunternehmens oder eines anderen Tochterunternehmens handelt, 
hinzuzurechnen.
(2) Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b) und d) sind von den 
in Absatz 1 des vorliegenden Artikels bezeichneten Rechten die Rechte abzuziehen,
a) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die für Rechnung einer anderen Per-

son als das Mutterunternehmen oder ein Tochterunternehmen gehalten werden,
 oder
b) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die als Sicherheit gehalten werden, 

sofern diese Rechte nach erhaltenen Weisungen ausgeübt werden, oder der Besitz 
dieser Anteile oder Aktien für das haltende Unternehmen ein laufendes Geschäft  
im Zusammenhang mit der Gewährung von Darlehen darstellt, sofern die Stimm-
rechte im Interesse des Sicherungsgebers ausgeübt werden.

(3) Für die Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und d) sind von der 
Gesamtheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschaft er eines Tochterunter-
nehmens die Stimmrechte abzuziehen, die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, 
die von diesem Unternehmen selbst, von einem seiner Tochterunternehmen oder von 
einer im eigenen Namen, aber für Rechnung dieser Unternehmen handelnden Person 
gehalten werden.

16. ‚Tochterunternehmen‘
a) ein Tochterunternehmen im Sinne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83/349/

EWG,
b) ein Tochterunternehmen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 der Richtlinie 83/349/

EWG sowie jedes Unternehmen, auf das ein Mutterunternehmen tatsächlich 
einen beherrschenden Einfl uss ausübt.

 Tochterunternehmen von Tochterunternehmen gelten ebenfalls als Tochterunter-
nehmen des ursprünglichen Mutterunternehmens;

Richtlinie 83/349/EWG, Artikel 1 und 2:

Artikel 1
(1) Die Mitgliedstaaten schreiben jedem ihrem Recht unterliegenden Unternehmen vor, 
einen konsolidierten Abschluß und einen konsolidierten Lagebericht zu erstellen, wenn 
dieses Unternehmen (Mutterunternehmen)
a) die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschaft er eines Unterneh-

mens (Tochterunternehmens) hat
 oder
b) das Recht hat, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf-

sichtsorgans eines Unternehmens (Tochterunternehmens) zu bestellen oder abzu-
berufen und gleichzeitig Aktionär oder Gesellschaft er dieses Unternehmens ist

 oder
c) das Recht hat, auf ein Unternehmen (Tochterunternehmen), dessen Aktionär oder 

Gesellschaft er es ist, einen beherrschenden Einfl uß aufgrund eines mit diesem 
Unternehmen geschlossenen Vertrags oder aufgrund einer Satzungsbestimmung 
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dieses Unternehmens auszuüben, sofern das Recht, dem dieses Tochterunternehmen 
unterliegt, es zuläßt, daß dieses solchen Verträgen oder Satzungsbestimmungen 
unterworfen wird. Die Mitgliedstaaten brauchen nicht vorzuschreiben, daß das 
Mutterunternehmen Aktionär oder Gesellschaft er des Tochterunternehmens sein 
muß. Mitgliedstaaten, deren Recht derartige Verträge oder Satzungsbestimmungen 
nicht vorsieht, sind nicht gehalten, diese Bestimmungen anzuwenden

 oder
d) Aktionär oder Gesellschaft er eines Unternehmens ist und

aa) allein durch die Ausübung seiner Stimmrechte die Mehrheit der Mitglieder des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans dieses Unternehmens (Tochter-
unternehmens), die während des Geschäft sjahres sowie des vorhergehenden 
Geschäft sjahres bis zur Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Amt sind, 
bestellt worden sind,

 oder
bb) aufgrund einer Vereinbarung mit anderen Aktionären oder Gesellschaft ern 

dieses Unternehmens allein über die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre 
oder Gesellschaft er dieses Unternehmens (Tochterunternehmens) verfügt. Die 
Mitgliedstaaten können nähere Bestimmungen über Form und Inhalt einer 
solchen Vereinbarung

 treff en.
 Die Mitgliedstaaten schreiben mindestens die unter Unterbuchstabe bb) angeführte 

Regelung vor.
 Sie können die Anwendung von Unterbuchstabe aa) davon abhängig machen, daß 

auf die Beteiligung 20 % oder mehr der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesell-
schaft er entfallen.

 Unterbuchstabe aa) fi ndet jedoch keine Anwendung, wenn ein anderes Unterneh-
men gegenüber diesem Tochterunternehmen die Rechte im Sinne der Buchstaben 
a), b ) oder c) hat .

(2) Außer in den in Absatz 1 bezeichneten Fällen können die Mitgliedstaaten jedem 
ihrem Recht unterliegenden Unternehmen die Aufstellung eines konsolidierten Ab-
schlusses und eines konsolidierten Lageberichts vorschreiben, wenn:
a) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) einen beherrschenden Einfl uss auf oder 

die Kontrolle über ein anderes Unternehmen (Tochterunternehmen) ausüben kann 
oder tatsächlich ausübt oder

b) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) und ein anderes Unternehmen (Toch-
terunternehmen) unter einheitlicher Leitung des Mutterunternehmens stehen.

Artikel 2
(1) Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b) und d) sind den 
Stimm-, Bestellungs- oder Abberufungsrechten des Mutterunternehmens die Rechte 
eines anderen Tochterunternehmens oder einer Person, die in eigenem Namen, aber für 
Rechnung des Mutterunternehmens oder eines anderen Tochterunternehmens handelt, 
hinzuzurechnen.
(2) Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b) und d) sind von den 
in Absatz 1 des vorliegenden Artikels bezeichneten Rechten die Rechte abzuziehen,
a) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die für Rechnung einer anderen Per-

son als das Mutterunternehmen oder ein Tochterunternehmen gehalten werden,
 oder
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b) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die als Sicherheit gehalten werden, 
sofern diese Rechte nach erhaltenen Weisungen ausgeübt werden, oder der Besitz 
dieser Anteile oder Aktien für das haltende Unternehmen ein laufendes Geschäft  
im Zusammenhang mit der Gewährung von Darlehen darstellt, sofern die Stimm-
rechte im Interesse des Sicherungsgebers ausgeübt werden.

(3) Für die Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und d) sind von der 
Gesamtheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschaft er eines Tochterunter-
nehmens die Stimmrechte abzuziehen, die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, 
die von diesem Unternehmen selbst, von einem seiner Tochterunternehmen oder von 
einer im eigenen Namen, aber für Rechnung dieser Unternehmen handelnden Person 
gehalten werden.

17. ‚Zweigstelle‘ eine Betriebsstelle, die einen rechtlich unselbständigen Teil eines Instituts 
bildet und sämtliche Geschäft e oder einen Teil der Geschäft e, die mit der Tätigkeit 
eines Instituts verbunden sind, unmittelbar betreibt;

18. ‚Anbieter von Nebendienstleistungen‘ ein Unternehmen, dessen Haupttätigkeit im 
Besitz oder in der Verwaltung von Immobilien, der Verwaltung von Datenverarbei-
tungsdiensten oder einer ähnlichen Tätigkeit besteht, die im Verhältnis zur Haupt-
tätigkeit eines oder mehrerer Institute den Charakter einer Nebentätigkeit hat;

19. ‚Vermögensverwaltungsgesellschaft ‘ eine Vermögensverwaltungsgesellschaft  im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 5 der Richtlinie 2002/87/EG oder einen AFIM im Sinne des 
Artikels 4 Nummer 1 Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU einschließlich – sofern 
nicht anders festgelegt – Unternehmen eines Drittlandes, die ähnliche Tätigkeiten 
ausüben und die dem Recht eines Drittlandes unterliegen, dessen aufsichtliche und 
rechtliche Anforderungen denen der Union zumindest gleichwertig sind;

Richtlinie 2002/87/EG, Artikel 2, Nummer 5:
5. „Vermögensverwaltungsgesellschaft “ ist eine Verwaltungsgesellschaft  im Sinne des 

Artikels 1a Nummer 2 der Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrift en betreff end bestimmte 
Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) oder ein Unter-
nehmen mit Sitz in einem Drittland, das gemäß Artikel 5 Absatz 1 jener Richtlinie 
eine Zulassung benötigte, wenn sich sein Sitz in der Gemeinschaft  befände.

Richtlinie 2011/61/EU, Artikel 4, Nummer 1, Buchstabe b:
b) „AIFM“ ist jede juristische Person, deren reguläre Geschäft stätigkeit darin be-

steht, einen oder mehrere AIF zu verwalten.

20. ‚Finanzholdinggesellschaft ‘ ein Finanzinstitut, das keine gemischte Finanzholding-
gesellschaft  ist und dessen Tochterunternehmen ausschließlich oder hauptsächlich 
Institute oder Finanzinstitute sind, wobei mindestens eines dieser Tochterunterneh-
men ein Institut ist;

Question ID: 2014_796 Umfang der Beteiligung
Th e term “mainly” used in Article 4(1)(20) of Regulation (EU) No 575/2013 should be understood to refer to a sit-
uation where more than 50% of the equity, consolidated assets, revenues, personnel or another indicator deemed 
relevant by the competent authority of a holding company are associated with subsidiaries that are institutions 
or fi nancial institutions.
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Novelle 2017:
Absatz 1 Nummer 20 erhält folgende Fassung:
„20.„Finanzholdinggesellschaft “ ein Finanzinstitut, das keine gemischte Finanzholdinggesell-

schaft  ist und dessen Tochterunternehmen ausschließlich oder hauptsächlich Institute 
oder Finanzinstitute sind.

 Die Tochterunternehmen eines Finanzinstituts sind dann hauptsächlich Institute oder 
Finanzinstitute, wenn mindestens eines dieser Tochterunternehmen ein Institut ist und 
wenn über 50 % des Eigenkapitals, der konsolidierten Bilanzsumme, der Einkünft e, 
des Personals oder eines anderen von der zuständigen Behörde als relevant erachteten 
Indikators Tochterunternehmen zuzuordnen sind, bei denen es sich um Institute oder 
Finanzinstitute handelt;“

21. ‚gemischte Finanzholdinggesellschaft ‘ eine gemischte Finanzholdinggesellschaft  im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 15 der Richtlinie 2002/87/EG;

Richtlinie 2002/87/EG, Artikel 2, Nummer 15:
15. „Gemischte Finanzholdinggesellschaft “ ist ein nicht der Aufsicht unterliegendes 

Mutterunternehmen, das zusammen mit seinen Tochterunternehmen, von denen 
mindestens eines ein beaufsichtigtes Unternehmen mit Sitz in der Gemeinschaft  
ist, und anderen Unternehmen ein Finanzkonglomerat bildet.

22. ‚gemischte Holdinggesellschaft ‘ ein Mutterunternehmen, das weder eine Finanzhol-
dinggesellschaft  noch ein Institut noch eine gemischte Finanzholdinggesellschaft  ist 
und zu deren Tochterunternehmen mindestens ein Institut gehört;

23. ‚Drittland-Versicherungsunternehmen‘ ein Drittland-Versicherungsunternehmen 
im Sinne des Artikels 13 Nummer 3 der Richtlinie 2009/138/EG;

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 13, Nummer 3:
3. „Drittland-Versicherungsunternehmen“ ein Unternehmen, das gemäß Artikel 14 

eine Zulassung als Versicherungsunternehmen benötigen würde, wenn sich sein 
Sitz in der Gemeinschaft  befände;

24. ‚Drittland-Rückversicherungsunternehmen‘ ein Drittland-Rückversicherungsunter-
nehmen im Sinne des Artikels 13 Nummer 6 der Richtlinie 2009/138/EG;

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 13, Nummer 6:
6. „Drittland-Rückversicherungsunternehmen“ ein Unternehmen, das gemäß Artikel 

14 eine Zulassung als Rückversicherungsunternehmen benötigen würde, wenn sich 
sein Sitz in der Gemeinschaft  befände;

25. ‚anerkannte Drittland-Wertpapierfi rma‘ eine Firma, die die folgenden Bedingungen 
erfüllt:
a) sie würde unter die Defi nition der Wertpapierfi rma fallen, wenn sie ihren Sitz in 

der Union hätte,
b) sie ist in einem Drittland zugelassen,
c) sie unterliegt und befolgt Aufsichtsregeln, die nach Auff assung der zuständigen 

Behörden mindestens genauso streng sind wie die Aufsichtsregeln gemäß dieser 
Verordnung oder der Richtlinie 2013/36/EU;
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26. ‚Finanzinstitut‘ ein Unternehmen, das kein Institut ist und dessen Haupttätigkeit 
darin besteht, Beteiligungen zu erwerben oder eines oder mehrere der in Anhang 
I Nummern 2 bis 12 und 15 der Richtlinie 2013/36/EU genannten Geschäft e zu be-
treiben; diese Defi nition schließt Finanzholdinggesellschaft en, gemischte Finanzhol-
dinggesellschaft en, Zahlungsinstitute im Sinne der Richtlinie 2007/64/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über Zahlungsdienste 
im Binnenmarkt34 und Vermögensverwaltungsgesellschaft en ein, jedoch nicht Versi-
cherungsholdinggesellschaft en oder gemischte Versicherungsholdinggesellschaft en 
gemäß der Defi nition in Artikel 212 Absatz 1 Buchstabe f beziehungsweise Buchstabe 
g der Richtlinie 2009/138/EG;

Richtlinie 2013/36/EU, Anhang I, Nr. 2 bis 12 und 15:
2. Darlehensgeschäft e, insbesondere Konsumentenkredite, Kreditverträge im Zusam-

menhang mit Immobilien, Factoring mit und ohne Rückgriff , Handelsfi nanzierung 
(einschließlich Forfaitierung)

3. Finanzierungsleasing
4. Zahlungsdienste im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 der Richtlinie 2007/64/EG.
5. Ausgabe und Verwaltung anderer Zahlungsmittel (z. B. Reiseschecks und Bank-

schecks), soweit diese Tätigkeit nicht unter Nummer 4 fällt
6. Bürgschaft en und Kreditzusagen
7. Handel für eigene Rechnung oder im Kundenauft rag mit:

a) Geldmarktinstrumenten (Schecks, Wechsel, Depositenzertifi kate usw.)
b) Devisen
c) Finanzterminkontrakten und Optionen
d) Wechselkurs- und Zinssatzinstrumenten
e) Wertpapieren

8. Teilnahme an Wertpapieremissionen und Bereitstellung einschlägiger Dienstleis-
tungen

9. Beratung von Unternehmen über Kapitalstruktur, industrielle Strategie und damit 
verbundene Fragen sowie Beratung und Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
Unternehmenszusammenschlüssen und -übernahmen

10. Geldmaklergeschäft e
11. Portfolioverwaltung und -beratung
12. Wertpapieraufb ewahrung und -verwaltung
15. Ausgabe von E-Geld

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 212, Absatz 1, Buchstabe g:
g) „gemischte Versicherungsholdinggesellschaft “ ein Mutterunternehmen, das weder 

ein Versicherungsunternehmen noch ein Drittlandsversicherungsunternehmen 
noch ein Rückversicherungsunternehmen noch ein Drittlandsrückversicherungs-
unternehmen noch eine Versicherungsholdinggesellschaft  noch eine gemischte 
Finanzholdinggesellschaft  ist und unter seinen Tochterunternehmen zumindest 
ein Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmen hat;

34 ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1.



130

Question ID: 2016_2676 Ausnahmen von der Einbeziehung
Th e reason for excluding fi nancial institutions from DGS coverage (see Article 5(1)(d) of Directive 2014/49/EU 
(DGSD)) is that these companies are better equipped to scrutinise risk than retail depositors or non-fi nancial 
corporates.
An institution which deals on own account only still has as its principal activity one of the activities listed in 
points 2 to 12 and 15 of Annex I to Directive 2013/36/EU (CRDIV) and falls under the defi nition of “fi nancial 
institution” of point 26 of Article 4(1) of Regulation (EU) No. 575/2013 (CRR). Its deposits would thus be excluded 
from the coverage of the DGS.

Question ID: 2013_383 Ausnahmen von der Einbeziehung
Th e entities to be included in the scope of prudential consolidation pursuant to Article 18 of Regulation (EU) No 
575/2013 (CRR) are institutions (i.e. credit institutions and investment fi rms) and fi nancial institutions (as defi ned 
in point 26 of Article 4(1) of the CRR).
Insurance undertakings, reinsurance undertakings, insurance holding companies and mixed-activity insurance 
holding companies are not considered as fi nancial institutions pursuant to the defi nition in point 26 of Article 
4(1) of the CRR:
– the principle activity of insurance and reinsurance undertakings is not listed as an activity under points 2 to 

12 and point 15 of Annex I to Directive 2013/36/EU;
– insurance holding companies and mixed-activity insurance holding companies are explicitly excluded from 

the defi nition of a “fi nancial institution”.
Th e exclusion of insurance sector entities from the scope of banking prudential consolidation under the CRR is 
without prejudice to the inclusion of these entities into the scope of supplementary supervision for the purposes 
of the Financial Conglomerates Directive 2002/87/EU.

Question ID: 2014_857 Ausnahmen von der Einbeziehung
Based on the structure of defi nitions in Article 4(26) and 4(27) and the aim of the deductions set out in Article 
36, it appears to follow that the part of the defi nition of “fi nancial institution” in Article 4(26) that refers to the 
principal activity of acquiring holdings does not include purely industrial holding companies.

Question ID: 2013_310 Ausnahmen von der Einbeziehung
Article 18(1) of Regulation (EU) No. 575/2013 (CRR) requires institutions to carry out a full consolidation of all 
institutions and fi nancial institutions which are its subsidiaries for the application of prudential requirements 
on a consolidated basis.
Undertakings, other than institutions and fi nancial institutions which neither acquire holdings nor pursue any 
of the activities listed in points 2 to 12 and point 15 of Annex I to Directive 2013/36/EU (CRD), are excluded from 
the scope of prudential consolidation irrespective of whether or not these undertakings are directly or indirectly 
held by the parent entity. As a result:
· Non-fi nancial subsidiaries are excluded from the scope of prudential consolidation regardless of whether 

these subsidiaries are fully held by a holding company. On the other hand, the holding company is included 
for prudential consolidation purposes;

· Conversely, any holding company needs consolidating even when it holds no participation in a fi nancial sub-
sidiary. However, all its participations are excluded for prudential consolidation purposes.

Novelle 2017:
Absatz 1 Nummer 26 erhält folgende Fassung:
„26.„Finanzinstitut“ ein Unternehmen, das kein Institut und keine reine Industrieholding-

gesellschaft  ist und dessen Haupttätigkeit darin besteht, Beteiligungen zu erwerben 
oder eines oder mehrere der in Anhang I Nummern 2 bis 12 und 15 der Richtlinie 
2013/36/EU genannten Geschäft e zu betreiben; diese Defi nition schließt Finanzhol-
dinggesellschaft en, gemischte Finanzholdinggesellschaft en, Zahlungsinstitute im Sinne 
der Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates35 und Vermö-
gensverwaltungsgesellschaft en ein, jedoch nicht Versicherungsholdinggesellschaft en 

35 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über Zahlungsdiens-
te im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur 
Aufh ebung der Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1).
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oder gemischte Versicherungsholdinggesellschaft en gemäß der Defi nition in Artikel 
212 Absatz 1 Buchstabe f beziehungsweise Buchstabe g der Richtlinie 2009/138/EG;“

27. ‚Unternehmen der Finanzbranche‘:
a) ein Institut,
b) ein Finanzinstitut,
c) einen in die konsolidierte Finanzlage eines Instituts einbezogenen Anbieter von 

Nebendienstleistungen,
d) ein Versicherungsunternehmen,
e) ein Drittland-Versicherungsunternehmen,
f) ein Rückversicherungsunternehmen,
g) ein Drittland-Rückversicherungsunternehmen,
h) eine Versicherungs-Holdinggesellschaft  im Sinne des Artikels 212 Absatz 1 Buch-

stabe f der Richtlinie 2009/138/EG,

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 212, Absatz 1, Buchstabe f:
f) „Versicherungsholdinggesellschaft “ ein Mutterunternehmen, das keine gemisch-

te Finanzholdinggesellschaft  im Sinne der Richtlinie 2002/87/EG ist und dessen 
Haupttätigkeit im Erwerb und Halten von Beteiligungen an Tochterunternehmen 
besteht, wobei diese Tochterunternehmen ausschließlich oder hauptsächlich Versi-
cherungs- oder Rückversicherungsunternehmen oder Drittlandsversicherungs- oder 
-rückversicherungsunternehmen sind und mindestens eines dieser Tochterunter-
nehmen ein Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmen ist;

k) ein gemäß den Bedingungen des Artikels 4 der Richtlinie 2009/138/EG aus dem 
Anwendungsbereich jener Richtlinie ausgenommenes Unternehmen,

Richtlinie 2009/138/EG, Artikel 4:

Ausnahme vom Anwendungsbereich aufgrund des Volumens
(1) Unbeschadet des Artikels 3 und der Artikel 5 bis 10 fi ndet diese Richtlinie nicht auf 
Versicherungsunternehmen Anwendung, die alle nachstehenden Bedingungen erfüllen:
a) die jährlichen verbuchten Bruttoprämieneinnahmen des Unternehmens übersteigen 

nicht 5 Mio. EUR;
b) die gesamten versicherungstechnischen Rückstellungen des Unternehmens ohne 

Abzug der einforderbaren Beträge aus Rückversicherungsverträgen und von Zweck-
gesellschaft en gemäß Artikel 76 übersteigen nicht 25 Mio. EUR;

c)  falls das Unternehmen zu einer Gruppe gehört: die gesamten versicherungstech-
nischen Rückstellungen der Gruppe ohne Abzug der einforderbaren Beträge aus 
Rückversicherungsverträgen und von Zweckgesellschaft en übersteigen nicht 25 
Mio. EUR;

d) die Geschäft stätigkeit des Unternehmens schließt keine Versicherungs- oder Rück-
versicherungstätigkeiten zur Abdeckung von Haft pfl icht-, Kredit- und Kautionsver-
sicherungsrisiken ein, es sei denn, es handelt sich um zusätzliche Risiken im Sinne 
von Artikel 16 Absatz 1;

e) die Geschäft stätigkeit des Unternehmens schließt keine Rückversicherungstätig-
keiten ein, die 0,5 Mio. EUR seiner verbuchten Bruttoprämieneinnahmen oder 
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2,5 Mio. EUR seiner versicherungstechnischen Rückstellungen ohne Abzug der 
einforderbaren Beträge aus Rückversicherungsverträgen und von Zweckgesell-
schaft en oder 10 % seiner verbuchten Bruttoprämieneinnahmen oder 10 % seiner 
versicherungstechnischen Rückstellungen ohne Abzug der einforderbaren Beträge 
aus Rückversicherungsverträgen und von Zweckgesellschaft en übersteigen.

(2) Wird einer der in Absatz 1 genannten Beträge in drei aufeinander folgenden Jahren 
überschritten, fi ndet diese Richtlinie ab dem vierten Jahr Anwendung.
(3) Abweichend von Absatz 1 fi ndet diese Richtlinie auf alle Versicherungsunternehmen 
Anwendung, die eine Zulassung zur Ausübung von Versicherungs- und Rückversiche-
rungstätigkeiten beantragen und deren jährlichen verbuchten Bruttoprämieneinnahmen 
oder deren versicherungstechnische Rückstellungen ohne Abzug der einforderbaren Be-
träge aus Rückversicherungsverträgen und von Zweckgesellschaft en in den nächsten fünf 
Jahren voraussichtlich einen der in Absatz 1 festgelegten Beträge überschreiten werden.
(4) Diese Richtlinie fi ndet keine Anwendung mehr auf Versicherungsunternehmen, bei 
denen sich die Aufsichtsbehörde davon überzeugt hat, dass alle nachstehenden Bedin-
gungen erfüllt sind:
a) in den letzen drei aufeinander folgenden Jahren wurde keiner der in Absatz 1 fest-

gelegten Beträge überschritten und
b) in den nächsten fünf Jahren wird voraussichtlich keiner der in Absatz 1 festgelegten 

Beträge überschritten werden.
Solange das betreff ende Versicherungsunternehmen Tätigkeiten gemäß Artikel 145 bis 
149 ausübt, fi ndet Absatz 1 dieses Artikels keine Anwendung.
(5) Die Absätze 1 und 4 hindern ein Unternehmen nicht daran, im Rahmen dieser 
Richtlinie eine Zulassung zu beantragen oder zu behalten.

l) ein Drittlandsunternehmen, dessen Hauptgeschäft stätigkeit der eines Unterneh-
mens unter den Buchstaben a bis k vergleichbar ist;

28. ‚Mutterinstitut in einem Mitgliedstaat‘ ein Institut in einem Mitgliedstaat, das ein 
Institut oder Finanzinstitut als Tochter hat oder eine Beteiligung an einem solchen 
Institut oder Finanzinstitut hält und nicht selbst Tochterunternehmen eines anderen 
im selben Mitgliedstaat zugelassenen Instituts oder einer im selben Mitgliedstaat er-
richteten Finanzholdinggesellschaft  oder gemischten Finanzholdinggesellschaft  ist;

Question ID: 2013_233 EWR-Staaten
Regulation EU No 575/2013 (CRR) and Directive 2013/36/EU (CRD) are texts with EEA relevance so that the 
term “Member State” for the purpose of the CRR and the CRD include EEA countries as a matter of principle.

29. ‚EU-Mutterinstitut‘ ein Mutterinstitut in einem Mitgliedstaat, das nicht Tochterun-
ternehmen eines anderen, in einem Mitgliedstaat zugelassenen Instituts oder einer 
in einem Mitgliedstaat errichteten Finanzholdinggesellschaft  oder gemischten Fi-
nanzholdinggesellschaft  ist;

30. ‚Mutterfi nanzholdinggesellschaft  in einem Mitgliedstaat‘ eine Finanzholdinggesell-
schaft , die nicht Tochterunternehmen eines im selben Mitgliedstaat zugelassenen 
Instituts oder einer im selben Mitgliedstaat errichteten Finanzholdinggesellschaft  
oder gemischten Finanzholdinggesellschaft  ist;

31. ‚EU-Mutterfi nanzholdinggesellschaft ‘ eine Mutterfi nanzholdinggesellschaft  in einem 
Mitgliedstaat, die nicht Tochterunternehmen eines in einem Mitgliedstaat zugelasse-
nen Instituts oder einer anderen, in einem Mitgliedstaat errichteten Finanzholding-
gesellschaft  oder gemischten Finanzholdinggesellschaft  ist;
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32. ‚gemischte Mutterfi nanzholdinggesellschaft  in einem Mitgliedstaat‘ eine gemischte 
Finanzholdinggesellschaft , die nicht Tochterunternehmen eines im selben Mitglied-
staat zugelassenen Instituts oder einer im selben Mitgliedstaat errichteten Finanz-
holdinggesellschaft  oder gemischten Finanzholdinggesellschaft  ist;

33. ‚gemischte EU-Mutterfi nanzholdinggesellschaft ‘ eine gemischte Mutterfi nanzhol-
dinggesellschaft  in einem Mitgliedstaat, die nicht Tochterunternehmen eines in ei-
nem Mitgliedstaat zugelassenen Instituts oder einer anderen, in einem Mitgliedstaat 
errichteten Finanzholdinggesellschaft  oder gemischten Finanzholdinggesellschaft  ist;

34. ‚zentrale Gegenpartei‘ oder ‚ZGP‘ eine zentrale Gegenpartei im Sinne des Artikels 2 
Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012;

Verordnung (EU) Nr. 648/2012, Artikel 2, Nummer 1:
1. „CCP“ eine juristische Person, die zwischen die Gegenparteien der auf einem oder 

mehreren Märkten gehandelten Kontrakte tritt und somit als Käufer für jeden Ver-
käufer bzw. als Verkäufer für jeden Käufer fungiert;

35. ‚Beteiligung‘ eine Beteiligung im Sinne des Artikels 17 Satz 1 der Vierten Richtlinie 
78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 über den Jahresabschluss von Gesellschaft en 
bestimmter Rechtsformen36 oder das direkte oder indirekte Halten von mindestens 
20 % der Stimmrechte oder des Kapitals an einem anderen Unternehmen;

Richtlinie 78/660/EWG, Artikel 17, Satz 1:
Beteiligungen im Sinne dieser Richtlinie sind Anteile an anderen Unternehmen, die 
dazu bestimmt sind, dem eigenen Geschäft sbetrieb durch Herstellung einer dauernden 
Verbindung zu jenen Unternehmen zu dienen; dabei ist es gleichgültig, ob die Anteile 
in Wertpapieren verbrieft  sind oder nicht.

36. ‚qualifi zierte Beteiligung‘ das direkte oder indirekte Halten von mindestens 10 % des 
Kapitals oder der Stimmrechte eines Unternehmens oder eine andere Möglichkeit 
der Wahrnehmung eines maßgeblichen Einfl usses auf die Geschäft sführung dieses 
Unternehmens;

37. ‚Kontrolle‘ das Verhältnis zwischen einem Mutter- und einem Tochterunternehmen 
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 83/349/EWG, oder der Rechnungslegungsstan-
dards, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1606/2002 für ein Institut gelten, oder ein 
vergleichbares Verhältnis zwischen einer natürlichen oder juristischen Person und 
einem Unternehmen;

Richtlinie 83/349/EWG, Artikel 1: siehe bei Z 15
Question ID: 2015_1974 Direkte Kontrolle
Having “direct control” requires a relationship between two undertakings or between any natural or legal person 
and an undertaking that, at the same time:
1. meets the criteria in Article 4(1) (37) of Regulation (EU) No 575/2013 (CRR);
2. is direct between the two entities considered.
In the example, both the relationship between central government A and company B and the relationship be-
tween company B and company B1 meet the defi nition of control, because of meeting the criteria in point (a) or 
(b), respectively, of Article 22(1) of Directive 2013/34/EU (which has replaced Article 1 of Directive 83/349/EEC).

36 ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11.
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However, the fact that central government A controls company B, which controls company B1 does not lead to 
“direct control” between central government A and company B1 because the relationship between A and B1 is 
not direct, irrespective of whether B has the control relationship with B1 on request and at risk of the central 
government A that controls B.

38. ‚enge Verbindung‘ eine Situation, in der zwei oder mehr natürliche oder juristische 
Personen auf eine der folgenden Weisen miteinander verbunden sind:
a) über eine Beteiligung in Form des direkten Haltens oder durch Kontrolle von 

mindestens 20 % der Stimmrechte oder des Kapitals an einem Unternehmen,
b) durch Kontrolle,
c) über ein dauerhaft es Kontrollverhältnis beider oder aller mit ein und derselben 

dritten Person;
39. ‚Gruppe verbundener Kunden‘ jeden der folgenden Fälle:

a) zwei oder mehr natürliche oder juristische Personen, die – sofern nicht das Ge-
genteil nachgewiesen wird – im Hinblick auf das Risiko insofern eine Einheit 
bilden, als eine von ihnen über eine direkte oder indirekte Kontrolle über die 
andere oder die anderen verfügt,

b) zwei oder mehr natürliche oder juristische Personen, zwischen denen kein Kon-
trollverhältnis im Sinne des Buchstabens a besteht, die aber im Hinblick auf das 
Risiko als Einheit anzusehen sind, da zwischen ihnen Abhängigkeiten bestehen, 
die es wahrscheinlich erscheinen lassen, dass bei fi nanziellen Schwierigkeiten, 
insbesondere Finanzierungs- oder Rückzahlungsschwierigkeiten, eines dieser 
Kunden auch andere bzw. alle anderen auf Finanzierungs- oder Rückzahlungs-
schwierigkeiten stoßen.

 Übt ein Zentralstaat die direkte Kontrolle über mehr als eine natürliche oder juris-
tische Person aus oder besteht zwischen einem Zentralstaat und mehr als einer na-
türlichen oder juristischen Person eine direkte Abhängigkeit, so kann unbeschadet 
der Buchstaben a und b die Gruppe aus dem Zentralstaat und allen natürlichen oder 
juristischen Personen, die er gemäß Buchstabe a direkt oder indirekt kontrolliert 
oder die gemäß Buchstabe b mit ihm verbunden sind, als Gruppe betrachtet werden, 
die keine Gruppe verbundener Kunden ist. Stattdessen kann die Existenz einer aus 
dem Zentralstaat und anderen natürlichen oder juristischen Personen bestehenden 
Gruppe verbundener Kunden für jede gemäß Buchstabe a direkt vom Zentralstaat 
kontrollierte oder gemäß Buchstabe b direkt mit dem Zentralstaat verbundene Person 
und alle natürlichen oder juristischen Personen, die gemäß Buchstabe a von dieser 
Person kontrolliert werden oder gemäß Buchstabe b mit dieser Person verbunden 
sind, einschließlich der Zentralregierung, gesondert beurteilt werden. Dies gilt auch 
im Falle von regionalen und lokalen Gebietskörperschaft en, auf die Artikel 115 Ab-
satz 2 Anwendung fi ndet;

Question ID: 2015_1974 Direkte Kontrolle
Having “direct control” requires a relationship between two undertakings or between any natural or legal person 
and an undertaking that, at the same time:
1. meets the criteria in Article 4(1)(37) of Regulation (EU) No 575/2013 (CRR);
2. is direct between the two entities considered.
In the example, both the relationship between central government A and company B and the relationship be-
tween company B and company B1 meet the defi nition of control, because of meeting the criteria in point (a) or 
(b), respectively, of Article 22(1) of Directive 2013/34/EU (which has replaced Article 1 of Directive 83/349/EEC).
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However, the fact that central government A controls company B, which controls company B1 does not lead to 
“direct control” between central government A and company B1 because the relationship between A and B1 is 
not direct, irrespective of whether B has the control relationship with B1 on request and at risk of the central 
government A that controls B.

Question ID: 2013_681 Zentralstaat
Central government should be treated as a single entity for reporting purposes. Usually, entities like government 
departments, ministries and other governmental authorities altogether constitute the central government and do 
not take up loans in their own name. In this case, they should be regarded as one single entity and the exposure 
be reported in one sum under the name of the central government. However, if there are entities in the form of 
separate legal persons that, for example, fulfi l public tasks by order of the central government , but can take up 
their own loans, they are to be considered as distinct borrowers (i.e. Public Sector Entities). If, in the latter case, 
the entity is controlled by / interconnected with the central government, the two of them would constitute a group 
of connected clients.
As concerns the assessment of groups of connected clients, Article 4(1)(39) of Regulation (EU) No 575/2013 (CRR) 
provides a choice to the institutions. As an illustration, assume that the central government A (as defi ned above) 
directly controls entity B and B controls B1 and B2. In addition, A also directly controls company C, which again 
controls C1 and C2 and C2 controls C2.1 and C2.2. In the case of central governments, not all these entities have 
to be regarded as one single group of connected clients. Instead, according to Article 4(1)(39) of the CRR, the 
institution may assess and report the risks separately, meaning that A, B, B1 and B2 form one group of connected 
clients and that A, C, C1, C2, C2.1 and C2.2 form another group of connected clients.

Novelle 2017:
Dem Absatz 1 Nummer 39 wird folgender Unterabsatz angefügt:
„Zwei oder mehr natürliche oder juristische Personen, die die unter Buchstabe a oder b 
genannten Bedingungen aufgrund ihrer direkten Risikoposition gegenüber derselben ZGP 
zu Zwecken von Clearingtätigkeiten erfüllen, werden nicht als Gruppe betrachtet, die eine 
Gruppe verbundener Kunden bildet.“

40. ‚zuständige Behörde‘ eine nach einzelstaatlichem Recht offi  ziell anerkannte öff entliche 
Behörde oder Einrichtung, die nach diesem Recht zur Beaufsichtigung von Instituten 
als Teil des in dem betreff enden Mitgliedstaat geltenden Aufsichtssystems befugt ist;

41. ‚konsolidierende Aufsichtsbehörde‘ eine zuständige Behörde, die für die Beaufsich-
tigung von EU-Mutterinstituten und von Instituten, die von EU-Mutterfi nanzhol-
dinggesellschaft en oder von gemischten EU-Mutterfi nanzholdinggesellschaft en 
kontrolliert werden, auf konsolidierter Basis verantwortlich ist;

42. ‚Zulassung‘ einen Hoheitsakt gleich welcher Form, mit dem die Behörden das Recht 
zur Ausübung der Geschäft stätigkeit erteilen;

43. ‚Herkunft smitgliedstaat‘ den Mitgliedstaat, in dem einem Institut die Zulassung 
erteilt wurde;

44. ‚Aufnahmemitgliedstaat‘ den Mitgliedstaat, in dem ein Institut eine Zweigstelle hat 
oder Dienstleistungen erbringt;

45. ‚Zentralbanken des ESZB‘ die nationalen Zentralbanken, die Mitglieder des Euro-
päischen Systems der Zentralbanken (ESZB) sind, und die Europäische Zentralbank 
(EZB);

46. ‚Zentralbanken‘ die Zentralbanken des ESZB sowie Zentralbanken dritter Länder;
47. ‚konsolidierte Lage‘ die Lage, die sich ergibt, wenn die Anforderungen dieser Ver-

ordnung gemäß Teil 1 Titel II Kapitel 2 so auf ein Institut angewandt werden, als 
bildete dieses Institut zusammen mit einem oder mehreren anderen Unternehmen 
ein einziges Institut;

48. ‚auf konsolidierter Basis‘ auf Basis der konsolidierten Lage;
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49. ‚auf teilkonsolidierter Basis‘ auf Basis der konsolidierten Lage eines Mutterinstituts, 
einer Finanzholdinggesellschaft  oder einer gemischten Finanzholdinggesellschaft  un-
ter Ausschluss einer Teilgruppe von Unternehmen, oder auf Basis der konsolidierten 
Lage eines Mutterinstituts, einer Finanzholdinggesellschaft  oder einer gemischten 
Finanzholdinggesellschaft , das/die nicht oberstes Mutterinstitut bzw. oberste Finanz-
holdinggesellschaft  oder gemischte Finanzholdinggesellschaft  ist;

50. ‚Finanzinstrument‘
a) einen Vertrag, der für eine der beteiligten Seiten einen fi nanziellen Vermögens-

wert und für die andere Seite eine fi nanzielle Verbindlichkeit oder ein Eigenka-
pitalinstrument schafft  ,

b) ein in Anhang I Abschnitt C der Richtlinie 2004/39/EG genanntes Instrument,

Richtlinie 2004/39/EG, Anhang I Abschnitt C:

Finanzinstrumente
1. Übertragbare Wertpapiere
2. Geldmarktinstrumente
3. Anteile an Organismen für gemeinsame Anlagen
4. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, außerbörsliche Zinstermingeschäft e 

(Forward Rate Agreements) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Wert-
papiere, Währungen, Zinssätze oder -erträge, oder andere Derivat-Instrumente, 
fi nanzielle Indizes oder Messgrößen, die eff ektiv geliefert oder bar abgerechnet 
werden können

5. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, außerbörsliche Zinstermingeschäft e 
(Forward Rate Agreements) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Waren, 
die bar abgerechnet werden müssen oder auf Wunsch einer der Parteien (anders als 
wegen eines vertraglich festgelegten Beendigungsgrunds) bar abgerechnet werden 
können

6. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps und alle anderen Derivatkontrakte in 
Bezug auf Waren, die eff ektiv geliefert werden können, vorausgesetzt, sie werden an 
einem geregelten Markt und/oder über ein MTF gehandelt

7. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, Termingeschäft e (Forwards) und alle 
anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Waren, die eff ektiv geliefert werden können, 
die sonst nicht in Abschnitt C Nummer 6 genannt sind und nicht kommerziellen 
Zwecken dienen, die die Merkmale anderer derivativer Finanzinstrumente aufwei-
sen, wobei unter anderem berücksichtigt wird, ob Clearing und Abwicklung über 
anerkannte Clearingstellen erfolgen oder ob eine regelmäßige Margin-Einschuss-
pfl icht besteht

8. derivative Instrumente für den Transfer von Kreditrisiken
9. Finanzielle Diff erenzgeschäft e
10. Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, außerbörsliche Zinstermingeschäft e 

(Forward Rate Agreements) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Klima-
variablen, Frachtsätze, Emissionsberechtigungen, Infl ationsraten oder andere offi  -
zielle Wirtschaft sstatistiken, die bar abgerechnet werden müssen oder auf Wunsch 
einer der Parteien (anders als wegen eines vertraglich festgelegten Beendigungs-
grunds) bar abgerechnet werden können, sowie alle anderen Derivatkontrakte in 
Bezug auf Vermögens-werte, Rechte, Obligationen, Indizes und Messwerte, die sonst 


